Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 1169 


Bundesrepublik Deutsdhland 
Der Bundeskanzler 
6 — 73105 — 2648/54 u. 268/55 


Bonn, den 27. Januar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur Konvention vom 5. April 1946 
der Internationalen Überfischungskonferenz 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 135. Sitzung am 21. Januar 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei Gebr. Sdieur. Bonn 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zur Konvention vom 5. April 1946 
der Internationalen Überfischungskonferenz 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

In das Gesetz über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zur Konvention vom 
5. April 1946 der Internationalen Über- 
fischungskonferenz vom 28. April 1954 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 469) werden folgende Vor- 
schriften eingefügt: 

1. In Artikel 2 folgender Absatz 3: 

„(3) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermäch- 
tigt, Empfehlungen des Ausschusses nach 
Artikel 12 Abs. 10 des Übereinkommens 
über seinen Anwendungsbereich, über 
Maschenweiten sowie über Arten und 
Mindestgrößen der Fische mit Wirkung 
für die Bundesrepublik Deutschland durch 
Reditsverordnung mit Zustimmung des 


Bundesrates in Kraft zu setzen, soweit 
idies zur Erreichung der Ziele des Über- 
einkommens erforderlich ist.“ 

2. In Artikel 3 folgender Satz 2: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund des 
Artikels 2 Abs. 3 dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1).“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I :L 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Die Bundesrepublik ist nach Maßgabe des Ge- 
setzes über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur Konvention vom 5. April 
1946 der Internationalen Überfischungskon- 
ferenz vom 28. April 1954 (BGBL II S. 469) 
mit Wirkung vom 11. Juni 1954 Mitglied der 
Internationalen Überfischungskonvention ge- 
worden. Nach Art. 12 Abs. 10 der Konven- 
tion sind die vertragschließenden Regierun- 
gen verpflichtet, jede Empfehlung des Aus- 


schusses über die Erweiterung oder Änderung 
dieser Konvention durchzuführen, die auf 
einer Tagung des Ausschusses einstimmig be- 
schlossen und von allen vertragschließenden 
Regierungen, die auf der Tagung nicht ver- 
treten waren, angenommen wurde. Durch 
den Beitritt gilt diese von den vertragschlie- 
ßenden Staaten übernommene Verpflichtung 
auch für die Bundesrepublik Deutschland. 
Bereits vor dem Beitritt der Bundesrepublik 
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Deutschland sind nach Art. 12 Abs. 10 drei 
Änderungen empfohlen worden, die zu über- 
nehmen sind und die sich auf die Weite der 
Netzmaschen und die Anlandung untermaßi- 
ger Fische beziehen. Es ist damit zu rechnen, 
daß auch auf den zukünftigen Tagungen des 
Ständigen Ausschusses, der mindestens einmal 
im Jahr Zusammentritt, weitere zu überneh- 
mende Empfehlungen beschlossen werden. 

Eine Übernahme durch Zustimmungsgesetz 
nach Art. 59 Abs. 2 GG würde die gesetzge- 
benden Körperschaften über Gebühr belasten 


und überdies eine sachlich schwer zu vertre- 
tende Verzögerung bei der Durchführung der 
Empfehlungen mit sich bringen. Aus diesem 
Grunde ist es angezeigt, den Bundesernäh- 
rungsminister als zuständigen Fachminister 
zu ermächtigen, die Empfehlungen mit Wir- 
kung für die Bundesrepublik Deutschland 
durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 
Die Ermächtigung ist nach Inhalt, Zweck und 
Ausmaß hinreichend konkretisiert und ent- 
spridit den Erfordernissen des Art. 80 Abs. 1 
GG. 
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